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rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen außerdem, die Generalversammlung über die diesbezüg-
lichen Fortschritte unterrichtet zu halten;

3. unterstreicht, dass alle Aktivitäten, die sich aus der
Durchführung dieser Resolution ergeben, aus außerplanmäßi-
gen Mitteln zu finanzieren sind;

4. fordert die Regierungen und die zuständigen re-
gionalen und internationalen Organisationen auf, freiwillige
Beiträge zu entrichten und das Jahr auch anderweitig zu un-
terstützen, und bittet die nichtstaatlichen Organisationen, die
anderen maßgeblichen Akteure und den Privatsektor, freiwil-
lige Beiträge zur Begehung des Jahres zu entrichten und es zu
unterstützen.

RESOLUTION 66/222

Verabschiedet auf der 91. Plenarsitzung am 22. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/446,
Ziff. 24)357.

66/222. Internationales Jahr der familienbetriebenen 
Landwirtschaft 2014

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Resolution 16/2011, die am 2. Juli
2011 von der Konferenz der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen auf ihrer sieben-
unddreißigsten Tagung verabschiedet wurde358,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 65/178 der Ge-
neralversammlung vom 20. Dezember 2010 über landwirt-
schaftliche Entwicklung und Ernährungssicherheit,

in Anbetracht der am 18. November 2009 verabschiede-
ten Erklärung des Weltgipfels für Ernährungssicherheit359, in
der unter anderem Unterstützung für die besonderen Bedürf-
nisse der Kleinbauern bekundet wird, unter denen viele Frau-
en sind,

unter Hinweis auf die Resolution 1980/67 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 25. Juli 1980 über internationale
Jahre und Jahrestage und die Resolutionen der Generalver-
sammlung 53/199 vom 15. Dezember 1998 und 61/185 vom
20. Dezember 2006 über die Verkündung internationaler Jah-
re,

bekräftigend, dass familienbetriebene Landwirtschaft
und kleinbäuerliche Landwirtschaft eine wichtige Grundlage
für nachhaltige Nahrungsmittelerzeugung mit dem Ziel der
Ernährungssicherung sind,

anerkennend, dass familienbetriebene Landwirtschaft
und kleinbäuerliche Landwirtschaft einen wichtigen Beitrag
zur Ernährungssicherung und zur Armutsbekämpfung und
damit zur Erreichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele, einschließlich der Millenniums-Entwicklungszie-
le leisten können,

1. beschließt, das Jahr 2014 zum Internationalen Jahr
der familienbetriebenen Landwirtschaft zu erklären;

2. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen, eingedenk der Bestimmungen
in der Anlage zu Resolution 1980/67 des Wirtschafts- und So-
zialrats, die Begehung des Internationalen Jahres der famili-
enbetriebenen Landwirtschaft in Zusammenarbeit mit den
Regierungen, dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Na-
tionen, dem Internationalen Fonds für landwirtschaftliche
Entwicklung, der Beratungsgruppe für internationale Agrar-
forschung und anderen zuständigen Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen sowie den in Betracht kommen-
den nichtstaatlichen Organisationen zu erleichtern, bittet die
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen außerdem, die Generalversammlung über die dies-
bezüglichen Fortschritte unterrichtet zu halten, und betont,
dass die Kosten aller Aktivitäten, die sich aus der Durchfüh-
rung dieser Resolution ergeben und die über die Aktivitäten
hinausgehen, die derzeit unter das Mandat der Durch-
führungsorganisation fallen, aus freiwilligen Beiträgen zu
decken sind;

3. legt den Mitgliedstaaten nahe, im Rahmen ihrer
nationalen Entwicklungsprogramme Aktivitäten zur Unter-
stützung des Internationalen Jahres der familienbetriebenen
Landwirtschaft durchzuführen.

RESOLUTION 66/223

Verabschiedet auf der 91. Plenarsitzung am 22. Dezember 2011,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/66/447,
Ziff. 10)360.

357 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Argentinien, Australien, Bangladesch, Bolivien
(Plurinationaler Staat), Brasilien, Brunei Darussalam, Ecuador, Guinea,
Guinea-Bissau, Honduras, Indien, Indonesien, Kasachstan, Kolumbien,
Kuba, Malaysia, Neuseeland, Nicaragua, Niger, Peru, Philippinen, Salo-
monen, Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Spanien, Sri Lanka, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Thailand, Timor-Leste, Togo, Turkmenistan,
Ukraine, Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte Republik Tansania und Viet-
nam. 
358 Siehe Food and Agriculture Organization of the United Nations, Re-
port of the Conference of FAO, Thirty-seventh Session, Rome, 25 June–
2 July 2011 (C 2011/REP).
359 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Dokument
WSFS 2009/2. 

360 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Armenien, Aserbaidschan,
Australien, Belarus, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasili-
en, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Irland, Island, Israel, Italien,
Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Madagaskar, Malta, Mexiko, Monaco, Montenegro, Neusee-
land, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Portu-
gal, Republik Moldau, Rumänien, San Marino, Saudi-Arabien, Schwe-
den, Schweiz, Serbien, Seychellen, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von
Amerika und Zypern.




